
Amtsblatt

Ausführung des
Vom 2. Novem-

der

Königliche« Regierung zu Düsseldorf.
Stück 1. "'Jahrgang 1878.
t. 4. Verordnung, betreffend die
Fischereigesetzesin der Rheinprovinz.

ber 1877.
Wir Wilhelm,

von Gottes Gnaden König von Preußen zc.
verordnen auf Grund nnd zur Ausführung des Fischerei-
gesetzes voni 30. Mai 1874 (Gesetz-Samml.S. 197 ff.)
für die Rheinprovinz nach Anhörungdes Provinzial-
landtages, was folgt:

H. 1. (Zu Z. 22 Ziffer 1.) Beim Fischfang in nicht
geschlossenenGewässernfinden folgende Vorschriften An¬
wendung :

1) Die Fischerei auf Fischsamen ist verboten.
2) Fische der nachbenannteu Arten dürfen nicht ge¬

fangen werden, wenn sie, von der Kopfspitze bis zum
Schwanzende gemessen, nicht mindestens folgende Länge
habeu: Stör (^.oipsnsor stnrio) 10V Centimeter, Lachs
(Salm, Lalnio sn,Il>.r) 50 Centimeter, Große Maräne
(Madue-Maräne.LorsZonus 40 Centimeter,
Sand art (Zander, I^uoiopvroa, skuära.), RaP fen
(Raapfen, Raapf, Schied, vorax), Aal (^.u-
gnillrd valM-is) 35 Centimeter, Barbe (Na.rl>n»
ttuvl^tilis), Blei (Brachsen, Brasse, dra>mc^),
Lachsforelle (Meerforelle, Silberlachs, Strandtachs,
Trnmp, Ln-Imo trutta), Mai fisch (Alfe, Llnpea. a-los^),
Fiute (Llupoa, üiita.), Karpfeu (L^prinris oarpio),
Hecht (IZsox Invius) 28 Centimeter, Schlei (Schleihe,
^iucüi. vulMrls), Alaud (Nerfliug, läns invla,notns)
Döbel (Münue, Möne, Lciu-i-Iins osplurlus), Forelle
(i^a-lmo tario), M akrele (Nase, Oliouclrostom^ INI.3NS),
Asch (Aesche, vuIZ^ris.) 20 Centimeter,
K aransche (Oar^s^insvuIZ^rls), Kleine Maräne
(OoriZAouuk! Rothfeder (Lon-rcliiiius «zr^tropli-
tlia-lmu«), Barsch (?sro!^ tiuviatüis), Plötze (Roth¬
auge, liönoi^ons i-ntilus) 15 Centimeter, Krebs (ge¬
meiner Flußkrebs, ^sta-vns iinvia^ills) 10 Centimeter.

Fischsamen, ingleichen Fische der unter Ziffer 2
bezeichneten Arten, welche das daselbst vermerkte Maß
nicht erreichen, sind, wenn sie lebend in die Gewalt
des Fischers fallen, fofort mit der zu ihrer Erhaltung
erforderlichen Vorsicht wieder in das Wasser zu setzen.

4) Zum Besetzen der zur Fischzuchtdienenden Ge¬
wässer kann die Aufsichtsbehörde(Z. 46 des Gesetzes)
einzelnen Fischereiberechtigtendas Fangen von Fischen
und Krebsen unter dem in Ziffer 2 bestimmten Maße
zeitweilig und widerruflich gestatten.

Ausgegeben zu Düsseldorf am 5. Januar 1S7L.

Z. 2. Vorbehaltlich der im Z. 27 des Fifchereigefetzes
und im vorstehenden Z. 1 Ziffer 4 zugestandenen Aus
nahmen dürfen Fischsamen nnd Fische der im Z. 1 Ziffer
2 bezeichneten Arten unter dem daselbst angegebenen
Maße weder feilgeboten,noch verkauft, noch versandt
werden, ohne Unterschied, ob sie ans geschlossenen oder
nicht geschlossenenGewässern gewonnen sind.

Z. 3. (Zn H. 22 Ziffer 2.) Geschlossene Gewässer
sind einer Schonzeit nicht unterworfen.

Alle nicht geschlossenen Gewässer unterliegen einer

wöch entlichen nnd einer jä hrlichen Schonzeit.§.4. Die wöchentliche Schonzeit erstreckt sich
aus die Zeit von Sonnenuntergang am Sonnabend bis
Sonnenuntergang am Sonntag.

Während der Dauer der wöchentlichen Schonzeit ist
jede Art des Fischfangesin nicht geschlossenen Gewässern
verboten.

Die Bezirksregieruugist jedoch ermächtigt, den Fischern,
welche die sogenannte stille Fischerei ohne ständige Vor
richtuugen mit Setznetzen, Rensen, Körben oder Angeln
betreiben, es zu gestatten, daß die ausgelegtenGezenge
während der wöchentlichen Schonzeit nachgesehen,aus
genommen und wieder ausgesetzt werden, wenn daraus
nachtheilige Hindernisse für den Zng der Wanderfifche
nicht zu befürchten sind.

Auch kann das Angeln mit der Ruthe während der
wöchentlichenSchonzeit, jedoch mit Ausschluß der Winter
schonzeit (H. 5), von der Bezirksregiernnggestattet
werden.

H. 5. Die jährliche Schonzeit tritt entweder im
Winter oder im Frühjahr ein und erstreckt sich im Winter
ans die Zeit vom 15. Oktober bis zum >4. Dezember
und im Frühjahr auf die Zeit vom 10. April bis
ö. Juni.

Eine und dieselbe Strecke eines Gewässers soll um

einer jährlichen Schonzeit unterworfen fein.
H. 6. Die Frühjahrsschonzeit findet Anwendung ans

nachfolgende Gewässer:1) auf deu Rheiu, 2) am vi>
Mosel, 3) auf die Saar, 4) auf die Lippe.

Alle Nebengewässer diefer Flüsse, sowie alle übrige

nicht geschlossenen Gewässer unterliegen der Wiuiü

schonzeit.
H. 7. Für die Dauer der jährlichen Schonzeit ist n

den derselben unterworfenen Strecken der Gewässer
Art des Fischfanges verboten, soweit nicht die nach
folgende Ausnahme eintritt.



Die Bezirksregierung ist ermächtigt, den Betrieb der

Fischerei in den der Früjahrsschonzeit unterworfenen

Gewässern an drei Tagen jeder in die Schonzeit fallen¬

den Woche zu gestatten, soweit nicht dringende Rücksich¬

ten ans Erhaltung des Fischbestandes entgegenstehen.

Bei dieser ausnahmsweisen Gestattung ist jedoch die

Verwendung solcher an sich erlaubter Faugmittel aus¬

zuschließen, welche vorzugsweise geeignet sind, die junge
Fischbrut zu zerstören.

Die näheren Vorschriften hierüber sind eiutreteudeu

Falls im Wege der Polizeiverordnimg zu erlassen.

Der Betrieb der Fischerei vermittelst ständiger Vor¬

richtungen (Wehre, Zänne, Selbstsänge für Lachs nnd

Aal, feststehende Netzvorrichtuugeu, Sperruetze u. s. w.),

iugleichen vermittelst schwimmender oder am Ufer oder

Flußbette befestigter oder verankerter Netze oder Reusen

(Hamen n. s. w.) darf während der jährlichen Schonzeit
in keinem Falle gestattet werden.

Ausschließlich für den Fang von Lachsen, Lachsforellen,

Finten, Maifischen und Stinten kann während der Früh¬

jahrsschonzeit die in Alinea 2 erwähnte Frist bis zn
höchstens fünf Tagen einer jeden in die Schonzeit fallen¬

den Woche von der Bezirksregierung erstreckt werden.

Z. 8. Während der Daner der in den HZ. 4 bis 6

vorgeschriebenen wöchentlichen und jährlichen Schonzeiten
müssen die durch das Fischereigesetz vom 30. Mai 1874

nicht beseitigten ständigen Fischereivorrichtnngen in nicht

geschlossenen Gewässern hinweggeräumt oder abgestellt
sein (H. 28 des Gesetzes).

Z. 9. Die ZK. 3 Alinea 2 bis Z. 7 finden auf den
Krebsfaug keine Anwendnng.

In der Zeit vom 1. November bisznm31.Mai ist der

Fang von Krebsen in allen nicht geschlossenen Gewässern

verboten. Gelangen Krebse während der angeordneten

Schonzeit lebend in die Gewalt des Fischers, so sind

dieselben mit der zn ihrer Erhaltung erforderliche» Vor¬
sicht sofort wieder iu das Wasser zu setzeu.

H. 10. (Zu H. 22 Ziffer 3.) Beim Fischfange in
nicht geschlossenen Gewässern ist verbotein »

1) die Anwendnng schädlicher oder explodirender Stoffe

(giftiger Köder oder Mittel znr Betäubung oder Ver¬

nichtung der Fische, Sprengpatronen oder anderer Spreng¬

mittel >i. s. w.) (tz. 21 des Gesetzes);

2) die Anwendung vou Mittelu zur Verwnudnng der

Fische, als: Fallen mit Schlagfederu, Gabelu, Aälharkeu,

Speere, Stecheiseu, Staugeu, Schießwaffeu n. s. w.

Der Gebrauch vou Äugelu ist gestattet. Die Ver¬

wendung von Speeren nnd Eisen (nicht jedoch der Aal¬

harken) kann zum Zwecke des Aalfangs von der Bezirks¬

regierung in dringenden Fällen nnd nöthigensalls nnter

Festsetzung einer bestimmten Konstruktion für dieses Fang¬
mittel ausnahmsweise gestattet werden;

3) das Znsammentreiben der Fische bei Nacht ver¬
mittelst Leuchten oder Fackeln.

Z. ll. Ohne Erlaubniß der Aufsichtsbehörde dürfen

nicht geschlossene Gewässer zum Zwecke des Fischfanges

weder abgedämmt, noch abgelassen oder ausgeschöpft
werden.

K. 12. Fischwehre, Fifchzänne und damit verbundene

sogenannte Selbstfänge für Lachs nnd Aal dürfen außer

dem Falle einer bestehenden Berechtigung nicht neu an¬
gelegt werden.

Z. 13. (Zu H. 22 Ziffer 4.) Nach Ablauf von drei

Jahren, vom Erlaß dieser Verordnung an gerechnet,

dürfen beim Fischfange in nicht geschlossenen Gewässern

vorbehaltlich Ver nachfolgenden Ausnahme keine Fang¬

geräthe (Netze, Fangvorrichtungen und Geflechte jeder

Art nnd Benemulng) angewendet werden, deren Oeff-

nnngen oder Maschen im nassen Zustande an jeder Seite

(von Kuoteu zu Kuoteu) nicht mindestens eine Weite

von 2,5 Centimeter haben. Diese Borschrift erstrebt

sich auf alle Theile oder Abtheilungen der Fanggeräthe.

Die Bezirksregierung ist ermächtigt, Ausnahmen von
dieser Vorschrift im Falle des Bedürfnisses für bestimmte

Arten von Fanggeräthe» zuzulassen.

Fanggeräthe, welche ausschließlich für den Fang von

Aal bestimmt sind, dürfen eine Weite der Öeffnungen

von mindestens 1,5 Centimeter haben.

H. 14. Ohne Erlaubniß der Aufsichtsbehörde (Z. 46

des Gesetzes) dürfe» am Ufer eiues fließenden Gewässers

oder iniFlußbette befestigte oder veraukerte nichtständige

Fischereivorrichtnngen oder schwimmende Netze sich nie¬

mals weiter als über die Hälfte des Wasserlanss in

seiner Breite, bei gewöhnlichem niedrigen Wasserstande

am Ufer ans gemessen, erstrecken.

Mehrere derartige Fischereivorrichtnngen dürfen gleich¬

zeitig auf derselben oder ans der entgegengesetzten Ufer¬

seite nur in einer Entfernung von einander ansgeworfen

oder angebracht sein, welche mindestens das Dreifache

der Längenansdehnnng des größten Netzes beträgt.
Z. 15. (Zn Z. 22 Ziffer 5.) Der Betrieb der

Fischerei in schiffbaren Gewässern darf die Schifffahrt

nicht hindern oder stören. Feste oder schwimmende

Fischereivorrichtnngen und alle sonstigen Fanggeräthe

müssen so aufgestellt oder ausgelegt seiu, daß die freie

Fahrt der Schiffe uud Fähren und der Wasserabfluß in

nachtheiliger Weise nicht behindert wird.

K. 16. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften

dieser Verordnung werden, insoweit dieselben nicht den

Strasbestimmnngen des Fischereigesetzes vom 30. Mai

1874 (ZH. 49 ff.) oder des Strafgesetzbuchs für das

Deutsche Reich unterliegen, mit Geldstrafe bis zn 150

Mark Reichsmüuze oder Haft bestraft.

Zugleich kann auf Entziehung der bei der Ausübung

der Fischerei verwandten unerlaubten Fanggeräthe er¬
kannt werden.

Z. 17. Der Minister sür die landwirthschastlichen

Angelegenheiten ist ermächtigt, die Vorschriften dieser

Verordnung über die Schonzeiten in den HZ. 3 bis 7

nnd Z. 9, über verbotene Fangmittel in den §Z. 10 bis

12, über die Beschaffenheit erlaubter Fanggeräthe nnd

über die Beschränkungen in der Benutzung derselben in

den ZZ. 13 und 14 für diejenigen Gewässer oder Strecken

derselben ganz oder theilweise anßer Kraft zu fetzen,

welche nicht ausschließlich Unserer Hoheit unterworfen sind.

Z. 18. Alle auf den Gegenstand dieser Verordnung



bezüglichen, auf Gesetz oder Verordnung beruhenden
Vorschriften treten, soweit sie den Borschriften dieser
Verordnung entgegenstehen, außer Kraft.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Untere

schrist uud beigedrucktem Königlichen Jusiegel.
Gegeben Berlin, den 2. November 1877.(i.. 8.) Wilhelm.

Frieden th a l.

2. 1959 Privilegium

wegen Ausgabe auf deu Inhaber kantender Obligationen

der Stadt Cleve im Betrage von 450,000 Mark Reichs-

währung, vom 28. November 1877.

Wir Wilhel m,

von Gottes Gnaden König von Preußcu ?e.
ertheilen, nachdem die Stadtverordneten-Versammlung zu

Cleve darauf angetragen hat, zum Zwecke der Regu-

lirnng der städtischen Schuldverhältnisse nnd zur Be¬

streitung der Kosten mehrerer gemeinnütziger Einrich¬

tungen, insbesondere zur Herstellung eines Wasserwerkes,

ihr zur Ansimhme eiues Darlehens von 450,000 Mark,

geschrieben: Vierhundertfünfzig Tausend Mark, gegen Ans-

stelluug ans den Inhaber lautender und mit Ziuscou-

ponS versehener Obligationen Unsere landesherrliche Ge¬

nehmigung zu ertheilen, nnd bei diesem Antrage im

Interesse der Stadtgemciude sowohl als der Gläubiger

sich Nichts zur erinueru gefunden hat, in Gemäßheit

des Z. 2 des Gesetzes vom 17. ^uui 1833 wegen Aus¬

stellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung

an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges Privi¬

legium Unsere landesherrliche Genehmigung zur Aus¬

gabe der gedachten Obligationen nnter nachstehenden

Bedingungen:

K. 1. Es werden anSgegeben 650 (sechshnndertsüns-

zig) Stück Obligationen nnd zwar: zweihnndertfünszig

stück zu Tausend Mark und vierhundert zn Fünfhuudert

Mark, zusammen für vierhnndertfünfzig Tausend Mark.

8. 2. Die Obligationen werden mit 4i/-"/g jährlich

verzinset uud die Zinsen in halbjährigen Terminen am

1. April und am 1. Oktober jeden Jahres von der

städtischen Gemeindekasse zn Cleve gegen Rückgabe der

Zinscoupons gezahlt. Znr Tilgung der Schuld werden

jährlich Ein Procent von dem Kapitalbetrage von
289,000 Mark nnd Ein ein halb Proeeut vou 161,000

Mark der verausgabte» Obligationen nnd die Zinsen

der eingelösten Obligationen verwendet; der Gemeinde

bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds mit Ge¬

nehmigung unserer Regierung zn Düsseldorf zu ver¬

stärken nnd dadurch die Abtragung der Schuld zu be¬

schleunigen; auch steht derselben jederzeit die Einlösung

sämmtlicher Obligationen oder eines Theils nach vor¬

angegangener sechsmonatlicher Kündiguug zu.

Den Inhabern der Obligationen steht keinKündignngs-
recht gegen Vie Gemeinde zu.

8. 3. Mit der Leitung der Geschäfte, welche die

Ausstellung, Verzinsung nnd Tilgnng der auszugebenden

Obligationen betreffen, ist die in Gemäßheit des Z. 2
des Privilegiums vom 6. Oktober 1862 der Stadt Cleve

(Gesetzsammlung für 1862 Seite 355) von der Stadt¬

verordneten-Versammlung niedergesetzte, aus drei Mit¬

gliedern, von denen Eines ans der Stadtverordneten

Versammlung, Eines ans der Bürgerschaft und Eines
entweder aus der Bürgerschaft oder aus deu Stadtver

ordneten durch die Stadtverordneten-Versammlung zu

wählen ist, bestehende Schnldentilgungs-Commission zn
betrauen.

Dieselbe ist für die Befolgung der Bestimmnngeu des

gegenwärtigen Privilegii verantwortlich uud für die

treue Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten von unserer

Regierung zu Düsseldorf mit Verweisung auf den in

ihrer bezeichneten Eigenschaft geleisteten Eid zu ver

Pflichten.

Z. 4. Die Obligationen werden in fortlaufenden
Nummern von 1 bis 650 einschließlich und zwar die

Obligationen zu 1000 Mark mit deu Nummern 1 bis

250 einschließlich, zu 500 Mark mit den Nummern 251

bis 650 einschließlich, nach beiliegendem Schema ausge

stellt, vou dem Bürgermeister nud den Mitgliedern der

Schuldentilgnngs-Commission unterzeichnet uud von dem
Rendanten der Kommunalkasse eontrasignirt. Denselben

ist ein Abdrnck dieses Privilegiums beizufügen.

§. 5. Den Obligationen werden für die nächsten

zehn Jahre zwanzig Zinsconpons uud zwar für die

Obligationen zu 1000 Mark jeder zu 22 Mark 50 Pf.
uud für jeue vou 500 Mark zu 11 Mark 25 Pf. in

den darin bestimmten halbjährigen Terminen zahlbar,

nebst Talons nach den anliegenden Schematen beige¬

geben. Mit dem Ablaufe dieser und jeder folgenden

zehnjährigen Periode werden nach vorheriger öffentlicher
Bekanntmachung neue Zinscoupons und Talons durch

die Gemeindekasse an die Vorzeiger der alten Talons,

gegen Einlieferuug der letzteren, ausgereicht. Beim

Verluste des Talmis erfolgt die Aushändigung der

nenen Zinseoupous-Serie au deu Inhaber der Obliga¬

tionen, sofern deren Vorzeigung rechtzeitig geschehen ist.

Die Coupons und Talons werden mit den Facsimile-

Unterschriften des Bürgermeisters, der Mitglieder der

Schnldentilguugs-Commiffiou und des Rendanten der
Gemeinde-Kasse versehen.

Z. 6. Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung

der Zinsconpons der Betrag desselben an den Vorzeiger

durch die Gemeindekasse zn Cleve bezahlt.

Z. 7. Die Zinsconpons werden ungültig und Werth¬

los, wenn sie uicht biuueu 5 Jahreu nach der Verfall¬

zeit znr Zahlung präfentirt werden, die dafür ausge¬

setzten Fonds verfallen zum Vortheile der Stadt Cleve.

K. 8. Die uach der Bestimmung unter Z. 2 einzu¬

lösenden Obligationen werden entweder durch Aukauf

eingelöst oder jährlich durch das Loos bestimmt. Die

Nnmmern der ansgeloosten Obligationen werden wenig¬
stens drei Monate vor dem Zahlungstage durch die im

i;. 14 bezeichneten Blätter öffentlich bekannt gemacht.
§. 9. Die Verloosnng geschieht, unter dem Vorsitze

des Bürgermeisters, durch die Schuldentilgnngs-Com¬

mission in einem vierzehn Tage vorher zur öffentliche«

Kenntniß zn bringenden Termine, zn welchem dem

Publikum der Zutritt gestattet ist,



Ueber die Verloosung, sowie später über die sodann

vorzunehmende Vernichtung der eingelösten Obligationen

wird ein von dein Bürgermeister und den Mitgliedern

der Commission zn unterzeichnendes Protokoll ausge¬
nommen.

§. 10. Die Anszahlnng der ausgeloosten Obligationen

erfolgt an dem dazu bestimmten Tage nach dem Nomi¬

nalwerth, durch die Gemeindekasse, an den Vorzeiger

der Obligationen gegen Auslieferung derselben. Mit

diesem Tage hört die Verzinsung der ausgeloosten Obli¬

gationen ans. Mit letzteren sind zugleich die ausgereich-

teu, nach deren Zahlungstermine sälligen Zinscoupons

ciuzulieser»; geschieht dies uicht, so wird der Betrag

der fehlenden Zinsconpons von dem Kapital gekürzt uud

zur Einlösung dieser Coupons verwendet.

i?. 11. Die Kapitalbeträge derjenigen ausgeloosten

Obligationen, die nicht binnen drei Mouateu nach dem

Zahlnugstermiu zur Einlösung vorgezeigt werden, sollen

der Verwaltung der städtischen Sparkasse als zinsfreies

Depositum überwiesen werden. Die solchergestalt depo-

nirten Kapitalbeträge dürfen nnr auf eine von der

Schuldeutilguugs- Commission coutrasiguirte Anweisung

des Bürgermeisters zu bestimmungsmäßiger Verwendung

an den Reudauteu derÄommunalkasse verabfolgt werden.

Die deponirten Kapitalbeträge sind den Inhabern

jener Obligationen längstens in acht Tagen, nach Vor¬

zeigung der Obligation, bei der Gemeindekasse durch diese

auszuzahlen.

H. 12. Die Nummeru der ausgeloosten, uicht zur

Einlösung vorgezeigten Obligationen sind in der, nach

der Bestimmung unter 8, jährlich zu erlassenden Be¬

kanntmachung wieder in Eriuueruug zu bringen.

Werden die Obligationen, dieser wiederholten Be¬

kanntmachungen ungeachtet nicht binnen dreißig Jahren

nach dem Zahlungstermine zur Einlösung vorgezeigt,

auch nicht, der Bestimmung unter 15 gemäß, als ver¬

loren oder vernichtet zum Behus der Ertheilung neuer

Obligationen biuueu dieser Frist angemeldet, so sollen

nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt ange¬

sehen werden nnd die dafür deponirten Kapitalbeträge

der städtischen Verwaltung zur Verwendung anheim¬
fallen.

K. 13. Für die Verzinfuug nnd Tilgung der Schuld

haftet die Gemeinde Cleve mit ihrem gesammten Ver¬

mögen uud ihren sämmtlichen Einkünften und kann,

wenn die Zinsen oder die ausgeloosten Obligationen

nicht zur rechten Zeit gezahlt werden, die Zahlung der¬

selben von den Gläubigern gerichtlich verfolgt werden.

A. 14. Die uuter W. 5, 8, 9 uud 12 vorgeschriebe¬

nen Bekanntmachungen erfolgen durch den in Berlin er¬

scheinenden Deutsche« Reichs- uud Preußischen Staats-

Anzeiger, oder das an dessen Stelle tretende Organ, die

Kölnische Zeitung, das Amtsblatt oder den öffentlichen

Anzeiger der Regierung zn Düsseldorf nnd durch die
Cleve'fchen Lokalblätter.

A. 15. Ju Ansehung der verlorenen oder vernichteten

Obligationen, finden die ans die Staatsschnldscheine Be¬

zug habenden Vorschriften der Verordnung vom 1K.

Juni 1819 wegen des Anfgebotes uud der Amortisation

verlorener oder vernichteter Staatspapiere ZZ. 1 bis 12

mit nachstehenden näheren Bestimmungen Anwendung:

") die im Z. 1 vorgeschriebene Anzeige muß der städti¬

schen Schuldentilgungs-Commission gemacht werden.

Dieser werden alle Geschäfte und Befugnisse beigelegt,
welche uach der augeführten Verordnung dem damaligen

Schatzministerium — nachmaligen Verwaltung des Staats¬

schatzes — zukommen; gegen die Verfügungen der Coiw

Mission findet jedoch der Rekurs an Unsere Regierung
zu Düsseldorf statt;

l>) das iu dem H. 5 gedachte Aufgebot erfolgt bei

Unserem Landgerichte zu Cleve;

e) die in den AH. 5, 8, 9 nnd 12 vorgeschriebenen

Bekanntmachungen sollen durch die unter tz. 14 dieses

Privilegiums angeführten Blätter geschehen;

cl) an die Stelle der im A. 7 vorbezogener Verordnung

erwähnten sechs Zinszahlnngstermine sollen acht, au die

Stelle des in den W. 8 und 9 erwähnten achten Zins

zahlungstermius soll der zehnte treten.

Zinseoupous können weder aufgeboten noch amortifirt

werden; doch soll demjenigen, welcher den Verlust von

Zinseoupous vor Ablauf der fünfjährigen Verjähruugs

frist bei der Schüldeutilgungs-Commissiou anmeldet uud

den stattgehabten Besitz der Zinsconpons durch Vor¬

zeigung der Obligationen oder sonst in glaubhafter Weise

darthut, uach Ablauf der Verjährungsfrist der Betrag

der angemeldeten nnd bis dahin nicht vorgekommenen

Zinscoupons gegen Quittung ausgezahlt werden. Zur

Urkunde dieses uud zur Sicherheit der Gläubiger habeu

wir das gegenwärtige landesherrliche Privilegium Aller¬

höchst eigenhändig vollzogen und uuter Unserem König¬

lichen Jnsiegel ausfertige» lassen, ohne jedoch dadurch
den Inhabern der Obligationen in Aufehuug ihrer Be¬

friedigung eine Gewährleistung von Seiten des Staats

zn bewilligen oder Rechten Dritter zn präjudiciren.

Gegeben Berlin, den 28. November 1877.

gez. Wilhelm,

ggez. Camphausen. Achenbach. Friedenthal.

Rheinprovinz. Regierungsbezirk Düsseldorf.
Clever

Stadt>Obligation
Nr

<1. 8.)
über

Mark Reichswähruug.

Die Eudesuuterzeichneten, durch das Allerhöchste Pri¬

vilegium vom 28. November 1877 hierdurch ausdrück¬

lich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, daß

der Inhaber dieser Obligation von

Mark Reichswährung, deren Empsaug sie bescheiuigen,

als Darlehn von der Stadtgemeinde Cleve zu fordern hat.

Die auf vier und ein halb Procent jährlich festge¬

setzten Zinsen sind am 1. April und 1. Oktober jeden

Jahres fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der

ausgefertigten halbjährigen Zinseoupous gezahlt.

Das Kapital wird durch Ankauf oder Verloosuug



berichtigt werden, weshalb eine Kündigung Seitens des
Gläubigers nicht zulässig ist.

Die näheren Bedingungen sind in dem umstehend ab¬
gedruckten Privilegium enthalten.

Cleve, am
Der Bürgermeister.

N. N.
Die städtische Schuldentilgnugs-Commission.
N. N. 5s. 51. N. N.

Eingetragen Controlbncht'ol.
Der Gemeinde-Empfänger. 5s. 51.

Hierzu sind die Coupons Serie 1 Nr. 1 bis 20 nebst
Talons ausgereicht.

Rückseite.
Privilegium

wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen
der Stadt Eleve im Betrage von 450,000 Mark Reichs-

währnng vom 18. November 1877.
(Folgt Abdruck des Privilegiums.)

Rheiuprovinz. Regierungsbezirk Düsseldorf.
Talon

znr Clever Stadt-Obligation über Mark
Reichswähruug.

Nr
Inhaber dieses Talons erhält gegen dessen Rückgabe

nach vorgängiger Bekanntmachungdie . . . Serie
ZinS-Coupons für die 10 Jahre von 18 . . bis

... uebst eiuem neuen Talon bei derKommnnal-
Kasse zu Cleve ausgehäudigt.

Wird hiergegen rechtzeitig bei der Stadtverwaltung
^Widerspruch erhoben, so erfolgt die Ausreichung der
' neuen Coupons au den Besitzer der bezeichnetenObli¬
gation gegen besondere Quittuug.

Der Bürgermeister.
- N. N.

(Trockener Coupon-Stempel.)
Die Schuldentilgungs-Commission.

51. 51. 51. 51. N.
Rheiuproviuz. Regierungsbezirk Düsseldorf.
Serie I Coupon 1. Erster Coupon . . . Mark

. . Pf. zur Clever Stadtobligatiou über . . .
Mark Reichswähruug.

Nr
Inhaber dieses empfängt am an

halbjährige» Zinsen der vorbezeichnetenClever Stadt¬
obligation aus der Clever Kommunalkasse

Mark . . . Pfennige
Der Bürgermeister.

51. 51.
(Trockener Coupou-Stempel.)

Die Schnldentilgungs-Commiffion.
5. 5. 5. 51. 51.

Der Kommnnalstcuer-Empfänger.
51. 51.

Verjährt am .... ten . . 18 . .

Verordnungen n Bekanntmachungen
der Central Behörden.

3. 1928. Einführung des Worttarifs im telegra
phifcheu Verkehr mit Niederland und mit Helgoland.
Vom 1. Januar 1878 ab wird im telegraphi

fchen Verkehr mit Niederland und Helgoland der
Worttarif eingeführt werden.

Bei den deutschen Telegraphenanstaltenwird für das
gewöhnliche Telegramm anf alle Entfernungen zur Er¬
hebung gelangen:

1. eiue Grundtaxe von 40 Pfennig für jedes Tele¬
gramm ;

2. eine Worttaxe
bei den nach Niederland gerichteten Telegrammen

von 10 Pfennig,
bei den nach Helgoland gerichteten Telegrammen

von 1ö Pfennig für das Wort.
Berlin VV., den 15. Dezember 1877.

Der General-Postmeister:Stephan.
-4. 1949. Einführung des Worttarifes im tele¬

graphischen Verkehr mit Frankreich.
Vom 1. Januar 1878 ab wird im telegraphi

chen Verkehr mit Frankreichder Worttarif einge
führt werde».

Bei de» deutsche» Telegrapheuanstalteu wird für das
gewöhnliche Telegramm auf alle Eutferuungeneine Wort¬
taxe von M. 0,16 für das Wort zur Erhebuug ge¬
lange«. Bei den nach Algier (oder Tuuis) gerichteten
Telegrammen tritt dieser Taxe eine Znschlagsgebühr
von M. 0,12 für jedes Wort hinzn.

Bezüglich der Abruudung der Erhebuugsfätze gelten
die allgemeinenBestimmungen.

Berlin deu 23. Dezember 1877.
Der General-Postmeister:Stephan.

3. 7. Die in Bezug auf deu Beitritt zur
Königlichen allgemeinen Wittwen - Verpflegnngs- An¬
stalt zu beobachtendenallgemeinen Vorschriften wer¬
de» nachstehend mit dem Bemerken bekannt gemacht,
daß es im eigenen Interesse der betheiligten Per¬
sonen liegt, sich znr Vermeidung von Verzöge¬
rungen der Aufnahme, Portokoste» »»d sonstige»
Weiterungen genau nach diesen Vorschriften zu
richten.

1. Aufnahmefähig sind:
1) alle im unmittelbaren Staatsdienste ange¬

stellte Civilbeamte, welche »ach dem Gesetz vom
27. März 1872 (Ges.-S. S. 2ö8) pensionsberech-
tigt sind.

Die »nter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der
Kündigmig augestellte» Beamten haben eine» An¬
spruch auf Pension nnd folglich auf die Aufnahme
nur dann, wenn sie eine in den Besolduugs-Etats
aufgeführte Stelle bekleiden.

2) Die Civilbeamten des Deutsche» Reiches, welche
Preußische Untertha»e» »»d von: Kaiser angestellt
sind, oder zu denjenigen Post- oder Telegraphenbe¬
amten gehören, deren Anstellung verfassungsgemäß der



Preußischen Landesregierung zusteht iArt. 50 der

Reichsversassnug). Diejenigen von den nnter ?. und

2. bezeichneten Beamten deren peusionsberechtigtes

Diensteinkvmmen die Summe vou 250 Thälern nicht

übersteigt, dürfen nur eine Wittwenpension von höch¬

stens 5(1 Thalern versichern,

3) Assessoren bei den Regierungen, Obergerichten, Rheini¬

schen Landgerichten und Bergämteru, welche noch kein

Diensteinkommen aus der Staatskasse beziehen, so¬
wie die bei den Anseinandersetzungs-Behörden dauernd
beschäftigten Oekonomie-Coinmissarien, denen ein An¬

spruch auf Peusiou noch nicht beigelegt ist, — alle

diese jedoch mit der Beschränkung auf die Versiche¬

rung einer Wittwenpension von höchstens 100 Thalern,

vorbehaltlich späterer Erhöhung derselben.
l>Die Professoren bei den Universitäten, wenn sie mit

einer fixirten Besoldung angestellt sind.

5) Die im eigentlichen Seelsorger-Amte sowohl unter

Königlichen als nnter Privat-Patronaten angestellten

Geistlichen, sowie die vrdinirten und zn einem Seel¬

sorger-Amte berufenen Hülfsgeistlichen.

6) Die im unmittelbaren Staatsdienst angestellten, nach

tz. tt. des Gesetzes vom 27. März 1872 pensionsbe-

rechtigteu Lehrer und Beamten an Gymnasien, Pro

gymnasien, Realschulen, Schullehrer-Seminarien, Tanb-

stnmmen- und Blinden-Anstalten, Kunst- nnd höheren

Bürgerschulen, sowie anch

7) andere an Ghmnasien und diesen gleichznachtenden

Anstalten, au Schullehrer-Seminarien, an höheren

und an allgemeinen Stadtschulen angestellte wirkliche

Lehrer, mit Ausschluß der Hülfslehrer nnd der Lehrer

an solchen Klassen derselben, welche als eigentliche

Elementarklassen nnr die Stelle einer mit jenen An¬

stalten verbundenen Elementarschule ersetzen.

In Betreff derjenigen Beamten nnd Hülfs-

lehrer der nnter K. bezeichneten Anstalten, sowie

der Lehrer an den mit letzteren verbundenen Elemen¬

tarklassen, deren peusionsberechtigtes Diensteinkommen

die Summe von 25l) Thalern nicht übersteigt, findet

die Bestnnmnng zn 2. a. E. Anwendung.

8) Die reitenden Feldjäger.Die wegen Aufnahme der Hofdieuer nnd einiger
anderer Beamtenklassen bestehendenbesonderen Be¬
stimmungen kommen hier nicht in Betracht.

ll. Wer der Königlichen allgemeinen Wittwen-Ver

pflegnngs-Anstalt beitreten will, hat vorzulegen:

i^) ein Attest seiner vorgesetzten Behörde, daß er zu eiuer

der genannten Klassen gehöre, also zn I. l. ansdrück

lich darüber, daß er ein pensionsfähiges Gehalt und

event, zu welchem jährlichen Betrage beziehe, zn !.

2. darüber, daß er entweder Preußischer Unterthan

und durch Se. Majestät den Kaiser angestellt sei, oder

daß er zn denjenigen Reichsbeamten gehöre, deren

Anstellung der Preußischen Landesregierung vorbe¬

halten ist, und über das Gehalt; zu I. 3. wegen der
Oekonomie Eommissarien, daß er bei einer Anseinan-

dersetznngs Behörde dauernd beschäftigt sei; zn l. 5.

wegen der Hülfsgeistlichen ein Attest des betreffenden

Superintendenten oder Consistoriums; zu I. 6. und
7. ein Attest der Regiernng oder des Provinzial-

Schnleolleginms darüber, daß der Aufzunehmende sich

in dem betreffende!?, zur Aufnahme berechtigten Ver

Hältnisse befinde n. s. w. Nnr die Geistlichen und

die bei den Regierungen uud Obergerichten oder

anderen Landes-Collegien als wirkliche Räthe ange¬

stellten Staatsbeamten bedürfen über ihre Stellung

keines besoudereu Nachweises.
Heiraths -Couseuse können uur dauu die Stelle solcher

Atteste vertreten, wenn in denselben das Verhältniß,

welches den obigen Bestimmungen zur Aufnahme in

unsere Anstalt berechtigt, besonders und bestimmt aus¬

gedrückt. auch event, das pensionsfähige Dieusteiu-
kommen des Beamten (I. l. 2. nnd 6.) angegeben ist.

Versicherungen, welche die Reeipienden selbst überihre Stellung abgeben oder einfache Bescheinigungen
einzelner Behörden: „daß 1^. berechtigt oder ver-pflichtet sei, der Königlichen allgemeinen Wittwen-
Verpflegnngs-Anstalt beizutreten", geuügeu uicht.
Förmliche Gebnrtsatteste beider Galten und eiueu

Copulationsscheiu. Die in diesen Dokumenten vor¬
kommenden Zahlen müssen mit Buchstaben ausge¬

schrieben sein und die Vor- nnd Zunamen beider Ehe-
lente in den Geburtsscheinen müssen mit den Angaben

des CoPnlationSscheins genau übereinstimmen.

Bloße Taufscheine ohne bestimmte Angabe der

Gebnrtszeit sind ungenügend; sind solche Angaben im

Cvpnlationsscheine vorhanden, so können sie als Er¬

satz etwa fehlender besonderer Geburtsatteste nur dann

gelten, weuu die Trauung in derselben Kirche erfolgt

ist, in welcher die Taufe vollzogen wurde, und wenn
die Copnlatious- uud Geburts-Angaben ausdrücklich

auf Gruud der Kirchenbücher einer uud derselben

Kirche gemacht werden.

Der Unterschrift nnd der Charaeterbezeichnnng des

Ausstellers der Kirchenzenguiffe muß das Kirchensiegel

deutlich beigedruckt seiu. Weuu die Aussteller die

Reeipienden selbst sind oder zu dem Reeipienden in
verwandtschaftlichen Beziehungen stehen, so muß das

betreffende Attest vou der Ortsobrigkeit unter Bei-

druckuug des Dienstsiegels beglaubigt oder von einem
anderen Geistlichen unter Beidrnckung des demselben

zustehenden Kircheusiegels mit vollzogen sein. Auch

sind diese Dokumente stempelfrei, den Predigern aber

ist es nachgelassen, sür Ausfertigung eines jeden solcher

Zeugnisse kirchliche Gebühren, jedoch höchstens im Be¬

trage von 7 Sgr. 6 Pf., zn fordern.

Da die Kirchenzeugnisse bis nach Beendigung der

Mitgliedschaft bei unseren Acten.verbleiben müssen,

so ist denjenigen Reeipienden, die sie etwa ans Stem-

pelpapier einreichen nnd also später auch zu andere»
Zwecken als zum Einkauf in uusere Anstalt benutzen

können, besonders anzurathen, vou voru herein uns

zn unsern Aeten nicht die Originalien, sondern stem-
pclfreie beglaubigte Abschriften zugehen zn lassen,

jedoch mit dem ausdrücklichen Vermerke des vidimireu-

den Beamten, daß den Originalien die Kirchensiegel



beigedr«ckt seien.

Ei» ärztliches, von einem approbirteu praktischen Arzte

ausgestelltes, ebenfalls steinpelfreies Attest in folgen-
der Fassung:

„Ich (der Arzt) versichere hierdurch auf nieine
Pflicht nnd an Eidesstatt, daß nach meiner

besten Wissenschaft Herr 55. weder mit der

Schwindsucht, Wassersucht, noch einer anderen

chronischen Krankheit, die ein baldiges Absterben

befürchten ließe, behaftet, anch überhaupt nicht
krank, noch bettlägerig, sondern gesnnd, nach

Verhältniß seines Alters bei Kräften nnd fähig

ist, seine Arbeit zn verrichten."

Dieses Attest des Arztes muß von 4 Mitgliedern

unserer Anstalt, oder, wenn solche nicht vorhanden

sind, von vier anderen bekannten redlichen Männern

dahin bekräftigt werden:

„daß ihnen der Aufzunehmende bekannt sei nnd

sie das Gegentheil von dem, was der Arzt

attestirt habe, nicht wissen."

Wohnt der Reeipieud außerhalb Berlin, so ist

noch außerdem ein Certisikat hinzuznsügen, dahiu
lautend:

„daß sowohl der Arzt als die vier Zeugen das

Attest eigenhändig nnterschrieben haben, anch

keiner von ihnen ein Vater, Bruder, Sohn,

Schwiegersohn oder Schwager des Auszuneh¬
menden oder der Fran desselben sei."

Dieses Certisikat darf nnr von Notar und Zeugen,

von einem Gerichte oder von der Ortspolizei-Behörde

ertheilt werden; bei den Gesnndheits-Attesten für ans-

zunehmeude Gendarmen sind jedoch ausnahmsweise

anch die Certisikate von Gendarmerie-Offizieren nnd

für im Auslande angestellte Beamte diejenigen ihrer

vorgesetzten Dienstbehörde zulässig, wenn die Beschei¬

nigung der Ortspolizei-Behörde nnr mit besonderen
Unkosten oder überhaupt nicht zu erlangen ist.

Das Attest, die Zeugen-Aussagen nnd das Certisikat
dürfen nie vor dem 1t>. Januar oder Ist. Juli datirt

seiu, je uachdem die Aufnahme znm 1. April oder
1. Oktober erfolgen soll, nnd die oben vorgeschriebene

Form muß in allen Theilen Wort für Wort genan
beobachtet werden.

l>>. Die Aufnahme-Termine sind der 1. April und

1. Oktober eines jeden Jahres.

Wer also nach I. zur Reception berechtigt ist nnd

diese durch eiue Königliche Regiernngs- resp. Bezirks-

Hanpt- oder Instituten Kasse, oder anch einen unserer

Commissarien bewirken will, hat an dieselben seinen

Antrag und die zu ll. genannten Doenmente vor dem

1. April oder 1. Oktober so zeitig einzureichen, daß

sie spätestens bis znm 15. März oder 15. September

von dort aus bei uns eingehen können. Anträge,

welche nicht bis zn diesem Zeitpunkte gemacht und

bis dahin nicht vollständig belegt worden sind, werden

von den Königlichen Kassen uud Commissarien zurück¬

gewiesen und können nur noch bis zum Ablause der

Monate März und September in portofreien Briefen

unmittelbar an nns selbst eingesandt werden, derge¬

stalt, daß sie spätestens am 31. März oder 30. Sep¬
tember hier eingehen.

In der Zwischenzeit der vorgeschriebenen Termine

werden keine Neeptious - Anträge angenommen nnd
keine Aufnahmen vollzogen.

1^'. Den zn tl. genannten Attesten sind womöglich

gleich die ersten i'monnmsriniä» zn zahlenden halb¬

jährigen Beiträge beizufügen, die nach dem Tarife zu
dem Gesetze vom 17. Mai 1856 sehr leicht berechnet

werden könne». Dieser Tarif ist in der Gesetzsamm¬
lung sür 185K S. 479 ff. abgedriickl uud Jeder

mauu zugänglich. Bei Berechnung der Alter ist

jedoch der H. 5 des Reglements zu beachten, wonach
einzelne Monate unter Sechs gar nicht, vollendete

Sechs Monate aber nnd darüber als ein ganzes Jahr
gerechnet werden.

Stnndnngen der erste» Beiträge oder einzel»e Theil'

zahliiiige» zur Tilgung derselben sind nustatthast, uud

vor vollstäudiger Einsendung der tarifmäßigen Gelder
nnd der vorgeschriebenen Atteste kaun unter keinen

Umständen eine Neeeption bewirkt werden.

V. Was die Festsetzung des Betrages der zu ver¬

sichernde» Peusioiie» betrifft, so habe» hierüber »icht

wir, souder» die den Neeipie»de» vorgesetzte» Dienst

behörden zn bestimmen. Es kann daher hier nnr im

Allgemeinen bemerkt werden, daß nach den höheren

Orts erlassenen Verordnungen die Pension mindestens

den, fünften Theile des Diensteinkommens gleich fein
mnß, wobei jedoch zn berücksichtigen ist, daß die Ver¬

sicherungen nnr von 25 Thlrn. bis 500 Thlr. inel.,
immer mit 25 Thlr. steigend, stattfinden können.

^'1. Bei späteren Penfions-Erhöhungen, die in Be¬

ziehung ans die Beiträge, Probejahre n. s. w., als

nene, von den älteren unabhängige Versicherungen

und nur in sofern mit diesen gemeinschaftlich betrachtet
werden, als ihr Gesammtbetrag die Sninuie von 50

Thlrn. resp. 100 Thlr. (zu 1. 1. bis 3.) und 500

Thlr. (zu V.) nicht übersteigen darf, ist die abermalige

Beibringuug der Kirche»ze»g»ifse nicht erforderlich,

sondern nnr die Anzeige der älteren Reeeptions

Nummer, ein neues vorschriftmäßiges Gesimdheits-

attest nnd, wenn die zn l. 1. bis 3 bezeichneten Grenzen
überschritte» werde» solle», ei» amtliches Attest über

die veränderte Stellung nnd Besoldung resp, über die

etwa erlangte Pensions-Berechlignng. Anch die Bei

träge der Erhöhungen niüsse» wie die erste» Ver-

sichernngen durch 25 ohne Bruch theilbar sei».

Vll. Da wir im Schlußsatze der Receptio»s-Docu-

meute stets förmlich imd rechtsgültig über die erste»
halbjährigen Beiträge quittireu, so werdeu besondere

Quittungen über dieselben, wie sie sehr häufig von

nns verlangt werden, nnter keinen Umständen ertheilt.
Berlin, den 17. September 1872.

General Direetion der Königlichen allgemeinen Wittwen

Verpslegnngs-Anstatt: Burghart.



Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Königlichen Regiernng.

<». 107«). Ausreichung der ueueu Zins¬

coup ous zu den P r i oritäts-Obligatiouen

Serie I, II und >11 der Nied ers ch lesis ch-

Märkischen Eisenbahn.

Die Coupons Serie VII Nr. 1 bis 8 zu den Priori-
täts-Obligationen Serie I, II und III der Niederschlesisch-

Märkischen Eisenbahn über die Zinsen für die vier Jahre
1878 bis 1881 uebst Talmis werden vom 15. Oktober

d. I. ab von der Coutrole der Staatspapiere Hierselbst,

Oranienstraße 92 uuten rechts, Vormittags von 9 bis

1 Uhr, mit Ausnahme der Sonn- und Festtage nnd
der Kasseureoisioustage, ausgereicht werdeu.

Die Coupons können bei der Conlrole selbst in Em¬

pfang genommen oder durch die Regierungs-Hanptkasseu,
die Bezirks Hauptkafseu iu Hauuover, Osnabrück und

Lüueburg uud die Kreiskasse iu Frankfurt am Maiu be¬
zogen werden.

Wer dieselben bei der Controle der Staatspapiere
empfangen will, hat die Talons vom 8. Juli 1873 mit

einem Nerzeichnisse, zu welchem Formulare bei der Con¬

trole nnd in Hamburg bei dem Kaiserlichen Postamte

Nr. I unentgeltlich zn haben sind, bei derselben persön¬

lich oder durch einen Beanftragten abzugeben. Genügt

dem Einreicher eine nnmerirte Marke als Empfangsbe¬

scheinigung, so ist das Verzeichnis; nur einfach, dagegen

von denen, welche eine Bescheinigung über die Abgabe

der Talous zu erhalten wünschen, doppelt vorzulegen.
In letzterem Falle erhalten die Einreicher das eine

Exemplar mit Empfangsbescheinigung versehen sofort
zurück. Die Marke oder Empfangsbescheinigung ist bei

der Ausreichung der neuen Coupons zurückzugeben.

In S ch r i s t w e ch s e l k a n u dieControle

der S t a a t s p a p i e r e sich mit den I n-

habern der Talons nicht einlaffe n.

Wer die Coupons durch eine der oben bezeichneten
Kassen beziehe» null, hat derselben die alten Talous mit

eiuem doppelten Verzeichnisse einzureichen, von welchen

das eine mit einer Empfangsbescheinigung versehen so¬

gleich zurückgegeben wird nnd bei Aushäudiguug der

nenen Coupons wieder abzuliefern ist. Formulare zu
diesen Verzeichnissen sind bei den gedachten Kassen imd

den von den Königlichen Regierungen in den Amts¬

blättern zu bezeichnenden sonstigen Kassen unentgeltlich
zn haben.

Der Emreichnng der Obligationen selbst bedarf es

nur dann, wenn die Talons abhanden gekommen sind,

in diesem Falle sind die Obligationen mittelst besonderer

Eingabe an die Eontrole der Staatspapiere oder eine
der genauuteu Kasseu einznreichen.

Berlin, den 28. September 1877.

Hanpt Verwaltung der Staatsschulden :

B. Gras zn E u leub u r g. L ö w e. H e r i u g.
R ö t g e r.

Vorstehende Bekanntmachung wird hierdurch mit dem

Bemerken veröffentlicht, daß die Formulare zu den mit

den betreffendeu Talons einzureichenden Verzeichnisseil
bei unserer Hanptkasse uud bei sämmtlichen Königlichen

Steuerkassen unseres Bezirks unentgeltlich zu haben sind.
Düsseldorf, den 12. Oktober 1877. III. V. 5815.

7. 1960. Durch Allerhöchste Cabiuets-Ordre vom 3.
d. Mts, sind auf Grund der von den Notabeln des

Handelsstaudes getroffenen Wahlen der bisherige Präsi¬

dent Friedrich Bockmühl und die bisherigen Richter

Gnstav Möller und Gustav Herzfeld als Präsident

bezw. Richter unter Dispensation derselben von der Be¬

stimmung des Art. 623 des Rheinischen Handelsgesetz¬

buchs, sowie der bisherige Ergänzungsrichter Wilhelm

Dorfs als Ergänzungsrichter bei dem Handelsgerichte

in Düsseldorf auf die gesetzliche Amtsdauer bestätigt
worden.

Düsseldorf, den 17. Dezember 1877. I. III. 7325.

L. 1961. Nachdem die Birreaus der rheinischen Pro-

viuzialhülsskasseu vom 1. Jannar 1878 ab von Cölu

nach Düsseldorf verlegt und iu dem Dienstgebäude der

Provinzial-Fener-Societät, Kirchplatz Nr. 17 unterge¬

bracht fein werden, weifen wir die uns unterstellten

Behörden hiermit an, alle an die ProvinzialhülfÄassen

adressirteu Briefe und Sendungen vom 1. kommenden

Monats ab dorthin zn richten.

Düsseldorf, den 22. Dezember 1877. I. II. Ii. 5534.

9. 1962. Den ErWerbern von Forst- nnd Domainen-

Grundstücken, sowie denjenigen, welche Domaiueu-Ab-

gaben abgelöst haben, wird hierdurch bekannt gemacht,

daß die von der Königl. Hanptverwaltnng der Staats¬

schulden vorschriftsmäßig bescheinigten Quittungen unserer

Hanptkasse über die in den beiden Qnarkalen April bis

September er. eingezahlten Domaiuen-Veränßerungs

und Ablösungsgelder den betreffenden Steuerkasseu zur

Aushäudignng zugestellt worden sind.

Düsseldorf, den' 27. Dezember 1877. III. IV. 1300.

1966 Polizei-Verordnung,

betreffend die Vorlage gewerblicher Concessionen.

Ans Grnnd der HZ. 11 und 12 des Gesetzes über die

Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 verordnen wir

sür den Umfang unsers Regierungsbezirks was folgt:
K. 1. Diejenigen Gewerbtreibenden, welche eiue uach

K. 16, Z. 25 oder H. 27 der Gewerbe-Ordnung vom

21. Juni 1869 concessionirte gewerbliche Anlage oder

einen Dampfkessel betreiben, sind verpflichtet, die ertheilte

Concessions-Urkuude einschließlich aller dazu gehörigen

Zeichnnngen nnd Schriftstücke den revidirendeu Beamte»
au der Betriebsstätte selbst auf Erfordern jeder¬

zeit nnd unverzüglich vorzulegen oder vorlegen zn lassen.
tz. 2. Dieselbe Verpflichtung haben hinsichtlich des

ertheilten Ban-Consenses die Besitzer derjenigen gewerb¬

lichen Anlagen, für welche anf Grnnd uuferer-Polizei-

Verordnung vom 13. Oktober 1874, betreffend den Schutz

der in gewerblichen Anlagen beschäftigten Arbeiter wider

Gefahren sür Leben und Gesundheit, ein Baneonsens
Seitens der Ortspolizei-Behörde ertheilt worden ist.

H. 3. Unternehmer von Privat-Kranken-, Privat



Entbindungs- und Privat-Jrreii-Aiistalten, Schanfpiel-
Uilternehmer, Gastwirthe, Schenkwirthe und Kleinhändler
mit Branntwein oder Spiritus, müssen in gleicher Weise
aus Erfordern die ihnen ertheilte Concessionin den
Räumen, in welchen das Gewerbe betrieben wird, den
revidirenden Beamten jeder Zeit vorlegen oder vor¬
legen lassen.
» H. 4. Die vorstehenden Bestimmungen finden eben¬
falls auf die während der Geltung der Gewerbe-Ord¬
nung vom 17. Januar 1845 und des Gesetzes vom 1.
Juli 1861 ertheilten Concessionen, soweit dieselben noch
in Wirksamkeit sind, Anwendung.

Z. 5. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung
werden mit Geldbuße bis zu 30 Mark, im Unvermögens¬
falle mit verhältuißmäßiger Haft bestraft.

Düsseldorf, den 21. Dezember 1877. I. III. 7086.
Hl 9. Der Herr Ober-Präsident der Rheinprovinz hat

durch Erlaß vom 16. Dezember d. I. genehmigt, daß
vom 1. Januar 1878 ab, 1) die Gemeinden Eppinghoven
und Mellinghoven aus dem Standesamtsbezirk der Land¬
bürgermeisterei Mülheim a. d. Ruhr ausscheiden, und
mit dein Standesamtsbezirk der gleichnamigen Stadt¬
bürgermeisterei vereinigt, und daß 2) aus den, bisher
zum Standesamtsbezirk der Landbürgermeisterei Mülheim
a. d. Ruhr gehörigen Gemeinden a. Broich, Saarn und
Speldors, ein besonderer Standesamtsbezirk unter dem
Namen „Broich", und >>, Alstaden, Dümpten und Styrum,
ein besonderer Standesamtsbezirk unter dem Namen
„Styrum" gebildet werde. Zum Standesbeamten der
beiden letztgenannten Standesamtsbezirke ist der Bürger¬
meister Rheinen und zu dessen Stellvertreter der Bürger¬
meisterei-Sekretair Dnpin, beide in Mülheim a. d. Ruhr
ernannt worden.

Düsseldorf, den 21. Dezember 1877. I. II. L. 5518.

l2 1969. Nachstehende Nachweisung der Kohleu-Bewegung in den Häfen zu Ruhrort und Duisburg während
der Jahre 1867/76 wird hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht.

Düsseldorf, den 22. Dezember 1877. I. 1i. 98l.

ä. Kohlen-Abfuhr.

Jahrgang.

Von der Cöln-Mindener

Eisenbahn
in dem

Rnhrorter j Duisburger

Hafen.
Centner. Centner.

Von der Bergisch-

Märkischen Eisenbahn
in dein

Rnhrorter j Duisburger

Hasen.

Centner. > Centner.

Von der Rnhr

in dein

Rnhrorter j Duisburger

Hafen.
Centner. Centner.

Summa

in dem

Rnhrorter j Duisburger
Hafen.

Centner. > Centner.
1867
1868
1869
1870
1871
1872
1873
1874
1875
1876

17,469,256 3,844,550
16,869,200 3,885,400
15,237,635. 3,076,300
11,338,217! 2,140,950
11,032,880 1,515,950
9,416,525 1,344,400

10,987,900 1,246,500
11,383,330 1,262,400
11,775,300 1,041,200
14,576,400 1,451,100

3,579,525
5,109,110
7,366,440
8,871,050
8,483,455

10,155,245
10,947,400
8,142,700

13,712,671
14,647,966

7,562,550
7,565,900
7,379,050
6,773,900
6,135,250
5,645,350
6,722,300
5,373,200
5,974,050
6,683,150

5.317.059 4,697,033
3,512,754 3,229,725
4.086.060 2,748,606
3,964,647 2,922,926
3,612,867 2,349,452
3,788,070 2,593,570
3,749,037, 2,560,118

6.88,324 769,224
892,130 1,078,030
281,929> 1,010,931

26,365,840
25,491,064
26,690,135
24,173,914
23,129,202
23,359,840
25,684,337
20,214,354
26,380,101
29,506,295

16,104,133
14,681,025
13,203,956
11,837,776
10,000,652
9,583,320

10,528,918
7,404,824
8,093,280
9,145,181

Summa 130,086,6431 20,808,750. 91,015,562 65,814,700 29,892,877j 23,959,615 250,995,082.110,583,065

also durch- l
schnittlich I
pro Jahr >13008664,3

Summa tot 361,578,147 Centner.

208087.5 9101556,2 6581470 298927,7 2395961,5

36157814,7 Centner.



Summa
53,187 143,157,620 5,419,946 844,648 149,422,214

also durch¬
schnittlich Pro

Jahr 8864,50 23859603,34 903324,34
L. Auf den Ruhrorter H afenbahnen sind

140774,67transportirt
24903702,34orden:

durch die Köln-Mindener Ei

Centner. ! Centner.
Steinkohlen.

Centner.

enbahn
Snmma.
Centner.

durch die Bergisch-Märkische Eisenbahn
' sonstige

Güter.
Centner.

Steinkohlen.
Centner.

Coaks.
Centner.

summa.
Ceutner.

^ ^ ! 2428576,20j 13954212,60

SÜmm?^872/7^^^38,523,708 also Durchschnitts-Summa pro 1872/76 — 27704741,60
Hierzu Summatotal aus dem Jahre 18 71 — 24,865,508.

Summa 1871/76 — 163,389,216also Durchschnitts-Summapro 1871/76 — 27231536

645,884

417,059

365,028

251,804

365,073

372,117

196,334

247,103

111,012

also durch¬
schnittlich
pro Jahr 6554975,3 372461,5 534809,1 1060488,9j 29392,3 134514,1 617801,6 297441,4

l. Allgemeine Notizen.
, Aus d e m Hafeu zu Ruhrort sind a n s g e/f a h r e n:

AlMhl
der

mit
sonstigen Gütern.

Centner.
Summa.
Centuer.

1872

1873

1874

1875

1876

8200

9135

8028

9782

10,401

766

23,039,390

22,890,398

20,700,102

26,946,439

28,754,525

326,481

371,239

153,258

1,159,400

1,922,199

1,487,369

171,142

93,558

93,850

144,634

118,841

222,623

21,324,389

23,504,187

23,137,506

22,004,136

28,987,479

30,464,517

also durch¬
schnittlich
pro Jahr ^ >

1872/76 . 57,993,325 146,100j

Nachweisung der Kohlen-Bewegungin den
B. Kohlen-

Coblenz und oberhalb
aus dem

Rnh r orter ! Duisburger
Hasen.

Zentner.

Cöln und oberhalb
aus dem

Rnhrorter! Duisburger
Hafen.

C e n t n e r.

Düsseldorfuud oberhalb
aus dem

Ruhrorter^ Duisburger
Hafen.

C e u t n e r.

Bis zur holländischen
Grenze
aus dem

Ruhrorter I Duisburger
Hafen,

t n e r.

62,170

36,675

32,566

19,773

23,192
836

1880
26,118
26,238

716,369

670,943

565,687

496,066

595,518

656,313

535,096

568,309 j

293,923! 1,345,

mit
Steinkohlen.

Centner.

mit
Eisen.

Centner.

9,395,125

10,926,200

11,372,500

11,758,800

14,540,700

4,763,017

3,804,953

444,600

768,300

10,155,245

10,965,800

8,146,500

13,712,671

14,647,966

57,628,182

2,639,645

2,744,622!

2,580,155!

1,835,673^
2,342,786Z

12,794,890

13,710,422

10,726,655

15,548,344
16,990,752

12,142,881> 69.771,063

1867

1868

1869

1870

1871

1872

1873

1874

1875

1876

7,406,695

8,048,150

8,349,438

7,490,340

6,243,127

5,617,315

4,898,204

4,609,414

6,758,511>

6,228,55!^

901,920

935,600

1,223,623
598,671

525,425

532,252

287,883

121,549
155,722

65,446

Summa I 65,549,753! 37 5,348,091!
2,974,411

21,400

61,700

10,800

16,500

35,700 !

10,613,220. 68,752,645^

1,
1,417,11
1,1
1,

Häfen zu Ruhrort und Duisburg.

Holland
. aus dem

^RuUiiU'ter Duisburger
M PhasenCentuer.

Belgien
aus dem

Ruhrorter ! Duisburger
Hafen.

C e n t n e r.

Oberhalb

R uhrort ! Duisburg

C e n t n e r.

Summa
Hafen

Ruhrort ! Duisburg

C e n t n e r.

13,210,520

13,962,620 3,155,384

14 ,408,495 3,109,861

13,166,610 2,687,001

12 ,358,155 1,780,959
14 979,601 2,280,402

.'^,851,236 2,825,555

14,075,247 2,282,874

17,264,278 3,195,248

19,071,870^ 2,880,286

1,293,705

618,865

165,097

74,722
9369

75,260

1,031,540

333,483

1,079,698

1,195,691

258,441

171,122

69,217

68,941

339,095

71,249

353,062

473,865

1,444,805

1,387,975

1,262,858

1,148,077

1,105,230

1,315,554

1,225,181

902,216

1,227,016

1,418,322

1,170,173

926,424

985,400

764,108

533,827

446,008

410,035

410,701

382,311

25,006,555

25,704,660

26,162,555

23,181,929

20,826,766

23,039,390

22,890,398

20,700,102

26,946,439

28,574,525

14,327,652

12,879,164

11,336,480

9,952,968

8,445,185

8,782,017

9,419,575

6,942,123

8,270,341

8,169,285

147,448,632! 24,197,5701 5,877,430! 1,804,98?! 12,437,184j 6,028,987> ' 243033319j 98524790

341558109 Centner.

14744863,2! 241975,7j 58774,3j 180498,7j 1243718,4j 602898,7j' 24303331,9 98524790

34155810,9 Centner.
2. Nachweisnng

der im Zeiträume von 1871/1876 zu Ruhrort angekommenen beladenenSchiffe.

Jahrgang.
Zahl der angekommenen Schiffemit Summa

der
, Schiffe.

Fracht derselbenin Centnern

Eisen. Eisenstein. sonstig. Gütern. Eisen. Eisenstein. sonstige Güter.
1871 534 521 395 1450 1,805,991 2,362,221 813,033

: 1872 888 748 508 2144 3,028,206 3,810,682 1,157,897
1873 755 607 918 2280 2,683,551 2,709,830 1,692,693
1874 448 348 1006 1802 1,495,637 1,177,722 1,478,813
1875 476 393 523 1392 1,786,721 1,799,061 939,835
1876 517 323 544 1384 2,056,966 1,323,749 1,240,826

> Summa
3618 2940 3894 10,452 12,857,072 13,183,265 7,323,097

lalfo durch¬
schnittlich

s pro Jahr 603 490 649 1742 2142845,34 2197210,84 1220516,33

3. Nachweisung
der in den Jahren 1871/76 von Ruhrort per Schiff versandtenSteinkohlen.

I a r.
Versandte

Steinkohlen
Centner.

Mithin gegen das Vorjahr
mehr weniger

Centner. Centner.

»

1871

1872

1873

1874

1875

1876
Summa

20,926,766

23,039,390

22,890,398

20,700,102

26,946,419
28,574.525

2,112,624

6,246,317

1,628,106

148,992

2,190,296

143,077,600
^durchschnittlich pro Jahr 23846266,67



Verordnungen n. Bekanntmachungen
anderer Behörden.

13. 1885. Nachstehende Auseinandersetzungssachen
werden mit Bezug auf die M. 11 bis 15 des Aus¬

führungsgesetzes vom 7. Juni 1821 ZZ. 25 bis 27 der

Verordnung vom 30. Juni 1834, Z§. 109 bis 111 des

Ablösungsgesetzes vom 2. März 1850 bekannt gemacht,

und alle noch nicht zugezogenen, mittelbar oder unmittel¬

bar Betheiligten hierdurch aufgefordert, sich in sechs

Wochen bei uns, spätestens aber in dem auf den k.

Februar 1878, Vormittags 10 Uhr an unserer

Geschäftsstelle vor dem Herrn Regieruugs-Rath Schröder

anstehenden Termine mit ihren Ansprüchen zu melden,

widrigenfalls sie die Auseinandersetzung, selbst im Falle

der Verletzung gegen sich gelten lassen müssen resp, die

Hypothekenrechte auf die Ablösungskapitalien ?c. er¬
löschen.

1. Ablösung der auf fiscalifchen Grundstücke» der

Steuergemeinde Sterkrade zu Gunsten der katholischen

Kirchengemeinden zu Stoppenberg und Werden ruhenden
Reallasten, Kreis Mülheim an der Rnhr.

2. Ablösung der dem Kirchen- uud Küsterei-Fonds

der resormirten Kirchengemeinde Wülsrath, Kreis Mett¬

mann, zustehenden Reallasten.

3. Ablösung der dem Ackergut des Wilhelm Steinhoff

in den Höfen, Gemeinde Homberg, Kreises Düsseldorf,

gegenüber den geistlichen ?c. Instituten obliegenden Real¬
lasten.

4. Ablösung der auf dem Grundbesitz des Johai n
Abraham Kemna zu Barmen, insbesondere den Grund¬

stücken Nr. 46, 47, 48, 50, 52 der Steuergemeiude

Barmen Abtheilung 11 haftenden Reallasten.

5. Ablösung der dem Gymnasium zu Duisburg zu¬
stehenden Realabgaben.

6. Ablösung der der evangelischen Schulgemeinde zu
Saarn, Kreis Mülheim an der Ruhr zustehenden Real¬

abgaben.

Münster, den 23. November 1877.

Königliche General-Kommission für Westfalen ?c.

14. 1963. Dnrch Erkenntniß des Königlichen Landge¬

richtes zu Cleve vom 18. Dezember 1877 ist Michael

Honnen, ohne Stand, zu Mülhausen für interdizirt er¬
klärt und seine Bevormundung verordnet worden.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirks ersuche ich,

der Borschrift des Artikels 18 der Notariats-Ordnung
zu genügen.

Cleve, den 24. Dezember 1877.

Der Ober-Prokurator: Ringe.

15. 1965. Das Königliche Landgericht zu Cobleuz
hat durch Urtheil vom 17. Dezember d. I. verordnet,

daß über die Abwesenheit des Schiffers Johann Becker

aus Coblenz ein Zeugenverhör abgehalten werden soll.
Cöln, den 24. Dezember 1877.

Der General-Proturator :

!>>-. Freiherr von Secken dorfs.

1K. 1967. In Barmen, Crefeld, Düsseldorf, Dnis

bürg, Elberseld, Essen, M.-Gladbach, Mülheim an der

Ruhr und Wesel, wo Packetbestellungsfahrten bestehen,

können vom Publikum von jetzt ab abzusendende Packete

ohne Werthangabe den Packetbestellern gegen Zahlung
einer Einsammlnngsgebühr in Höhe des tarifmäßigen

Bestellgeldes (10 Pfennig für Packete bis 5 Ka<und

15 Pfennig für schwerere Packete) an denjenigen'Stellen,
wo das Fuhrwerk jeweils auhält, zum Zwecks der Ab

gäbe bei der Postanstatt mitgegeben werden/
Den im Frankirnngssalle zu entrichtenden Frankobe¬

trag zieht der Packetbesteller ein.
Düsseldorf, den 26. Dezember 1877

Der Kaiserliche Ober-Post-Direktor, Geheime Postrath:
F r i e d e r i ch.

17. 1968. Der Zimmer- und Maurermeister Heinrich

Hermann Elshorst Hierselbst, welcher vor einigen Jahre»
das Amt eines Gerichtstaxators wegen geschäftlicher Be¬

hinderung niedergelegt hatte, ist auf seinen Antrag, nach

dem derselbe als gerichtlicher Sachverständiger zur Ab¬

schätzung des Werths vou Gegenständen auf's Neue eiu

für alle Mal vereidet ist, «ls gerichtlicher Taxator zur

Abschätzung von Mobilien nnd Immobilien wieder an¬

genommen und bestellt.
Duisburg, den 22. Dezember 1877.

Königliches Kreisgericht.

18. 3. Der Sitz der Direktion der Rheinischen Pro-

vinzial-Hülfskafse ist ans Grund Allerhöchster Genehmi¬

gung am heutigen Tage nach Düsseldorf verlegt wor¬
den. Briefe, Geldsendungen -c. sind daher von jetzt ab
an die Direction der Rheiuischeu Provin

zial- Hülfskasse nach Düsseldorf z» richten. Die
Büreans der Hülfskasse befinden sich daselbst in dem

Dienstgebäude der Rheinischen Proviuzial-Feuer-Soeietät:

Kirchplatz 17.

Di.e Rheinische Provinzial-Hülfskafse wird gemäß

Z. 7 ihres Statuts vom 25. Juli 1853 fortfahren:

1. Darlehn zu geben entweder unter Vorbehalt

halbjähriger beiden Theilen freistehender Kündigung oder
unter Bewilligung der Abtragung in Terminalzahluugeu,

welche in der Regel 10 Jahre nicht übersteigen

dürfen, an

1. Provinzial-Jnstitute, Kreise, Gemeinden, Corpora

tionen, eingetragene Genossenschaften und vom Staate

genehmigte gemeinnützige Anstalten,

2. ländliche Grundbesitzer zu Culturverbesserungen.

3. Unternehmer nützlicher gewerblicher Anlagen, in¬

sonderheit solcher, die auf Einrichtung neuer Erwerbs¬

zweige gerichtet sind.

Der gewöhnliche Zinsfuß ist 5 vom Hundert; aus¬

nahmsweise, jedoch stets nur bei Darlehn, welche m
einer Summe 30,000 Mark übersteigen, kann ein er¬

mäßigter Zinssatz von 4'/ü Prozent bewilligt werden.

Die Darlehnsgesuche sind nach Vorschrift unserer durch
alle Amtsblätter der Provinz veröffentlichten Bekannt¬

machung vam 7. Februar 1854 zu begründen.

U. Depositen anzunehmen von



t»

Ml. Provinzial-Jnstituten, Kreisen, Gemeinden, Kirchen,
Sparkassen und eingetragenen Genossenschaften,

s 2. Handwerker-, Unterstütznngs-, Kranken- und
Sterbe-Kassen,

3. Minderjährigen und anderen unter Vormundschaft

oder Curatel stehenden Personen

und dieselben zu verzinsen

bei dem Vorbehalte einjähriger Kündigungsfrist

mit 4v/o ohne Rücksicht auf die Höhe der deponirten
umme;

L. bei dem Beding kürzerer Kündigungsfristen, als

welche bei Beträgen

^ a. bis zu 300 Mark vier Wochen,
d. bis zu 6000 Mark drei Monate,

Mo. über 6000 Mark sechs Monate

nur zugelassen werden, mit 3 Procent von den ersten

1800 Mark eines nnd desselben Hinterlegers nnd mit

2 Vs Procent für die diese Summe übersteigenden
Beträge.

Die zu hinterlegenden Gelder sind in runden durch
zehn theilbaren Beträgen portofrei an uns oder an

unsere Rendantur einzusenden.
Düsseldorf, den 1. Januar 1878.

Die Direction der Rheinischen Provinzial-Hülfskafse:
S eul.

tN. 5. Durch Urtheil des hiesigen Königlichen Land¬

gerichts vom 27. November 1877 ist die Ehefrau des

Schmiedes August Weißbrod, Catharina, Margaretha,

geborene Kühn ans Remscheid, gegenwärtig in der De-

partemental-Jrrenanstalt zu Düsseldorf untergebracht,
für geisteskrank erklärt worden.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirks werden in

Gemäßheit des Artikels 501 des Bürgerlichen Gesetz¬

buches und des H. 18 der Notariats-Ordnuug hiervon
in Kenntniß gesetzt.

Elberseld, den 2. Januar 1878.

Der Ober-Procurator: Lützeler.20. 6. Durch Urtheil des hiesigen Königlichen Land¬
gerichts vom 27. November 1877 ist der frühere Band¬

wirker Julius Roß aus Nächstebreck, Amt Langerfeld

zuletzt zu Barmen wohnhaft und gegenwärtig in der

Departemental-Jrren-Anftalt zu Düsseldorf untergebracht,
für geisteskrank erklärt worden.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirks werden in

Gemäßheit des Artikels 501 des Bürgerlichen Gesetz¬

buches und des §. 18 der Notariats-Ordnnng hiervon
in Kenntniß gesetzt.

Elberseld, den 2. Januar 1878.

Der Ober-Prokurator: Lützeler.

Sicherheits-Polizei.
21. 1964. In der Nacht vom 19. auf den 20. Dezem¬
ber 1877 sind zu Süchteln-Vorst aus dem Stationsge¬

bäude der Crefeld-Kreis-Kempener Industrie-Eisenbahn
mittels Einsteigens und Erbrechens eines eisernen Geld-

schrankes ungefähr 25 Mark 80 Pf., 2 Rasirmeffer, eins
gezeichnet f (?. IZ. und einem Anker, entwendet worden.

Wer über den Dieb oder den Verbleib der gestohlenen

Gegenstände Auskunft zu geben vermag, wird ersucht,

mir oder der nächsten Polizeibehörde Mittheilung zu
machen.

Cleve, den 24. Dezember 1877.

Der Ober-Prokurator: Ringe.

Personal-Chronik»
22. 7. K 0mm u n al-V er w al tung.

Der Ackerer Johann Wilhelm Hebben ist zum zweiten
Beigeordneten der Bürgermeisterei Materborn ernannt
worden.

Patente.
23. 1. Das den Herren Francois Durand u. Charles
Chapitel zu Paris unter dem 16. September 1876 er¬
theilte Patent

auf eine Vorrichtung an rotirenden Zerkleinernngs-

Mafchinen für Steine, Erze und andere Stoffe

ist aufgehoben.

24. 2. Das den Ingenieuren Herren A. Knight, F. dn
Temple und I. Farinanx zu Lille (Frankreich, Depar¬

tement du Nord) unter dem 25. September 1876 er¬
theilte Patent

auf eine Stein-Zerkleinerungsmaschine mit eigenthüm¬

lich konstruirten Brechbacken,

ist aufgehoben,

23. 10. Das dem Ingenieur G. Hambruch zn Berlin
unter dem 22. August 1875 auf die Dauer von drei

Jahren und für den Umfang des preußischen Staats

ertheilte Patent

auf eine Gaskraftmaschine in der durch Zeichnung

und Beschreibung nachgewiesenen Zusammensetzung und

ohne Jemanden in der Anwendung bekannter Theile

zu behindern,

ist, — soweit dasselbe die Steuerung der Gaskraft¬

maschine betrifft — aufgehoben worden.

2« 8. Zusammenstellung

Nr. der der in den öffentlichen Anzeigern Nr. 1, 2 und 3 zur Besetzung angezeigten, Meldung

^ Bekanntm. gegenwärtig vakanten Dienststellen. bis zum

A 44 Lehrer an der katholischen Volksschule in Griethausen, Kreis Cleve. Einkommen: 990 Mark,

freie Wohnung und 2 Gärten, sowie Vergütung für Heizen und Dinte ?c. von 120 Mark. 10/1

104 Lehrerin an der katholischen Volksschule iu Hemmerden, Kreis Grevenbroich. Einkommen: 900

Mark und Miethsentschädigung. schleunigst
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Nr. der Meldung
Bekanntm. bis zum

195 Lehrerin an der katholischen Volksschule in Zons, Kreis Nenß. Einkommen: 900 Mark und
freie Wohnung. —

106 Lehrerin an der katholischen Volksschule in Hüls, Kreis Kempen. Einkommen: 900 Mark,
steigend von 6 zu 6 Jahren bis 1050 Mark, sowie Miethsentschädigung von 75 Mark. >—

107 Lehrer an der evangelischen Volksschule in Bremen, Kreis Lennep. Einkommen: 1350 Mark,

freie Wohnimg und Garte«, sowie Entschädigung für Heizen, Federn ?c. von 105 Mark. 15/1
108 Zwei Lehrer oder Lehrerinnen an den evangelischen Volksschulen in Tönisheide uud Fiugscheidt,

Kreis Mettmann. Einkommen: 1350 bezw. 1200 Mark. —

109 Hauptlehrer an der evangelischeu Volksschule iu Brühl bei Solingen. Einkommen: 1500 Mark,

steigend von 5 zu 5 Jahren um 30 Mark bis 1650 Mark, sowie freie Wohnung und

Garten ?c. :c. baldigst

110 Kreisbote in Mörs. Einkommen: 810 Mark, steigend bis 1050 Mark und Wohnungsgeldzuschuß

von 72 Mark. 20/1

Nedigirt im Büreau der KöniglichenRegierung. — Düsseldorf, Hofbuchdruckerei von L. Voß und Comp.
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